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Liebe Genossin, lieber Genosse,

Deutschland hat zurzeit eine Regierung, in der sich alles um sich selber dreht, aber nicht um die Zukunft

des Landes. Egal, mit welchem Thema man sich befasst, von Weichenstellungen ist in der Regierung

nichts zu sehen. Es wird zurückgerudert, gezaudert oder ignoriert.

Dass Schwarz-Gelb keine klare Orientierung hat, zeigt sich deutlich bei der Energiepolitik: will die Koalition

nun zurück zum Ausstiegsbeschluss oder will sie den Kern der Laufzeitverlängerung nur über diese Wo-

chen retten? Und schon wieder sollen Deals mit den Atomkonzernen gemacht werden. Die gerade erst

eingeführte sogenannte „Atomsteuer“ soll offenbar jetzt wieder abgeschafft werden. Das kann nur als

Kompensationsangebot für die AKW-Betreiber gewertet werden. Schließlich sollen diese von Entschädi-

gungsforderungen absehen, wenn ihre Reaktoren nun doch früher abgeschaltet werden als noch nach

letztem Herbst beschlossen.

Die Bundesregierung stolpert auch mit erschreckender Orientierungslosigkeit durch die Griechenlandkrise.

Bundeskanzlerin Merkel gelingt es offensichtlich immer weniger, bei wichtigen Themen ihre Regierungs-

koalition zusammen halten. Schlimmer noch: Sie selbst scheint keine klaren Vorstellungen mehr davon zu

haben, welche Lösungen sie anstrebt. Immer noch ist völlig unklar, ob die Kanzlerin die – ohnehin sehr

vagen – Einlassungen ihres Finanzministers zum Thema Umschuldung und privater Gläubigerbeteiligung

mitträgt. Außer dem Schüren von Ressentiments ist von der Kanzlerin in der Sache nichts zu hören. In der

Regierungserklärung zur G8-Konferenz in dieser Woche war kein substanzieller Vorschlag zu hören.

Deutschland gerät so immer mehr in die Isolation.

Als Gast zur Fraktionssitzung haben wir die Unabhängige Beauftragte zur Aufarbeitung des sexuellen Kin-

desmissbrauchs, Christine Bergmann (SPD), eingeladen. Wie zuvor der Öffentlichkeit, stellte Christine

Bergmann uns ihren Abschlussbericht und ihre Empfehlungen vor, um sexuellen Missbrauch von Kindern

und Jugendlichen zu verhindern und Betroffene zu unterstützen. „Ich bin im Moment viel zugange, um da-

für zu werben, dass das, was an Empfehlungen ausgesprochen wird, auch politisch umgesetzt wird“, sagte

Bergmann vor der Sitzung. Ihr gehe es darum, dass die notwendigen Hilfen für Betroffene - von Beratung

über Therapie bis zur Entschädigungsfrage - auf einen breiten gesellschaftlichen Konsens stoßen. Christi-

ne Bergmann hat dabei die volle Unterstützung der SPD-Fraktion.

Zum Schluss noch zwei Personalien: Nachdem wir am 12. April Christine Lambrecht zur stellvertretenden

Fraktionsvorsitzenden für die Bereiche Innen, Recht, Sport, Wahlprüfung, Kultur und Medien gewählt ha-

ben, haben wir in dieser Woche in der Fraktionssitzung Burkard Lischka zum rechtspolitischen Sprecher

gewählt.
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ENTW ICKLUNG

Deutsche UN-Millenniumskampagne erhalten

Die deutsche UN-Millenniumskampagne leistet seit 2005 bundesweit und gemeinsam mit Ländern und

Kommunen wichtige Aufklärungsarbeit für die Erreichung der UN-Millennium-Entwicklungsziele bis 2015.

Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung hat nun angekündigt, seine

finanzielle Unterstützung zum 30. Juni 2011 einzustellen. Damit die deutsche Öffentlichkeit weiter über die

Bedeutung der Ziele und ihre Umsetzung informiert wird, fordern wir die Regierung in unserem Antrag

(Drs. 17/5897) auf, die Grundfinanzierung sowie die Mittel für eine Fortsetzung der UN-

Millenniumkampagne bis 2015 sicher zu stellen. Deutschland droht sonst eine der wichtigsten Stimmen im

Kampf für das Erreichen der UN-Millenniumsziele zu verlieren. Mit vielfältigen Aktionen leistet die Kam-

pagne eine unentbehrliche Aufklärungsarbeit – bundesweit, aber vor allem auch mit ihren Partnern auf

Länder- und kommunaler Ebene. Die Kampagne ist somit zugleich wichtiger Unterstützer und kritischer

Beobachter der deutschen Entwicklungspolitik.

EUROPA

G8-Gipfel in Deauville

Am 26. Mai hat die Kanzlerin im Vorfeld des G8-Gipfels in Deauville vom 26. bis 27. Mai eine Regierungs-

erklärung abgegeben. Die Themen des Gipfels sind Fukushima, die Lage in Nordafrika und Sicherheitsfra-

gen im Internet.

Die Regierungserklärung von Merkel zum Gipfel war ein leidenschaftsloser Rechenschaftsbericht. Auf kei-

ne der brennenden Fragen hat die Regierung eine Antwort. Der Fraktionsvorsitzende Frank-Walter Stein-

meier warf der Regierungschefin in seiner Rede vor: „Das ist Außenpolitik in Lethargie.“ Deutschland sei

von „einer anerkannten respektierten Führungsnation in Europa an die europäische Peripherie geraten“,

so Steinmeier. „Die Kleinen in Europa zweifeln an unserer Verlässlichkeit, und die Großen – Frankreich

und Großbritannien – treffen Vereinbarungen an uns vorbei.“

„Was ist die Antwort des größten Landes in Europa“, fragte der frühere Außenminister angesichts des Auf-

ruhrs in der arabischen Welt und der Lage im Nahen Osten. „Wo ist der außenpolitische Gestaltungsans-

pruch? Was haben wir unseren Partnern und Verbündeten zu bieten? Wo sind die Initiativen, die Bewe-

gung auslösen?“ Merkel fahre zum G8-Gipfel ohne einen substanziellen Beitrag Deutschlands. Die Regie-
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rung sei in „Gipfelroutinen erstarrt“. Ein ums andere Mal komme Merkel mit demselben Ergebnis von Gip-

feltreffen zurück: „Nichts in der Hand, aber alle gegen sich.“ Steinmeier warnte vor dem Ansehensverlust,

der damit für Deutschland verbunden sei.

Vor dem Hintergrund der Europa-Reise des US-Präsidenten, bei der Barack Obama abermals keinen Be-

such in Deutschland eingeplant hat, sagte Steinmeier, die transatlantischen Beziehungen dämmerten da-

hin und seien noch nie so „kraftlos und lethargisch“ gewesen wie heute. Auch die Modernisierungspartner-

schaft mit Russland treibe die Regierung nicht mehr voran.

Der ehemalige Außenminister fordert eine aktivere Rolle Deutschlands zur Lösung des Nahost-Konflikts.

Es könne nicht sein, dass Deutschland nur zuhöre und an der Seitenlinie stehe, wenn sich US-Präsident

Obama mit der Autorität seines Amtes für eine Friedenslösung im Nahen Osten einsetze. Das Nein von Is-

raels Regierungschef Benjamin Netanjahu zu der Friedensinitiative Obamas auf der Grundlage der Gren-

zen von 1967 „könnte eine neue Runde im Nahost-Konflikt eingeläutet haben“, sagte Steinmeier. Die öf-

fentliche Festlegung auf ein Nein Deutschlands zur Abstimmung über ein unabhängiges Palästina in der

UN-Generalversammlung sei zum jetzigen Zeitpunkt eine Art „Carte Blanche“ für alle, die keine Verhand-

lungen wollten.

Echte Entwicklungspartnerschaft mit der Maghreb-Region

Der Umbruch in Nordafrika und der arabischen Welt sei „wahrscheinlich der einschneidenste Wandel in

der internationalen Politik seit dem Fall der Mauer.“ Dies geschehe in der engsten Nachbarschaft zu Euro-

pa. Dennoch sei Europa außer Stande, eine kraftvolle Antwort zu finden. Es sei beschämend für Europa,

dass der amerikanische Präsident die Größe der Aufgabe beschreiben müsse. „Was Obama vergangene

Woche angekündigt hat, das wäre unsere Aufgabe, Europas Aufgabe gewesen“, so der SPD-

Fraktionschef.

Steinmeier forderte eine Initiative „in der Qualität eines Marshall-Plans.“ Wenn die Umwälzungen für einen

Großteil der Bevölkerungen mehr Arbeitslosigkeit oder mehr Armut bedeuteten, sei die Zukunft in dieser

Region höchst ungewiss. „Was Not tut ist eine echte Entwicklungspartnerschaft mit der Maghreb-Region.“

Doch „außer lauen Ankündigungen“ habe die Bundesregierung nichts im Gepäck, kritisierte Steinmeier.

Zuhören reicht nicht

Kritik äußerte der frühere Außenminister auch an dem Verzicht der Bundesregierung, einen eigenen Kan-

didaten für den Chefposten beim Internationalen Währungsfonds ins Rennen zu schicken. Zudem forderte

er eine Initiative der Bundesregierung beim G8-Gipfel, weltweite Mindeststandards von Kernkraftwerken zu

vereinbaren. „Zuhören und begrüßen, das ist nicht das, was wir von der Bundesregierung von solchen

Gipfeln erwarten.“

GESUNDHEIT

Korruption im Gesundheitswesen bekämpfen

Die gesetzliche Krankenversicherung (GKV) verliert wegen Korruption im Gesundheitswesen nach

Expertenmeinung jedes Jahr Milliarden Euro. Diesen Missstand will die SPD-Fraktion künftig wirksamer

bekämpfen und hat dazu einen Antrag (Drs. 17/3685) vorgelegt. Der Bundestag debattiert über die

Vorlage in erster Lesung am Freitag, 27. Mai 2011.

Durch Korruption, Abrechnungsbetrug und Falschabrechnung gehen der gesetzlichen

Krankenversicherung jedes Jahr zwischen 5 und 18 Milliarden Euro verloren. Neben dem finanziellen

Schaden drohen den Patientinnen und Patienten jedoch zum Teil lebensgefährliche Nachteile bei der

Behandlung, wenn z. B. für die Auswahl einer Krebstherapie nicht die medizinischen Erfordernisse den

Ausschlag geben, sondern mögliche Schmiergeldzahlungen an den behandelnden Arzt. Derzeit ist in der

staatsanwaltschaftlichen Praxis und in der juristischen Literatur höchst umstritten, ob sich niedergelassene
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Vertragsärzte wegen Korruptionshandlungen strafbar machen können. Ebenso gibt es keine Vorschrift, die

eine Sanktionierung von Falschabrechnungen durch Krankenhäuser möglich macht. Vielen

Ermittlungsbehörden fehlt das Spezialwissen zur Verfolgung von entsprechendem Fehlverhalten im

Gesundheitswesen.

Die SPD hat bereits in der letzten Wahlperiode einen Vorstoß unternommen, um der Korruption im

Gesundheitswesen entgegenzutreten. Die Union hat sich dem jedoch mit nicht nachvollziehbaren

Begründungen widersetzt.

Die SPD-Bundestagsfraktion fordert in ihrem Antrag die Bundesregierung u.a. zu folgenden Maßnahmen

auf:

 Durch ergänzende Regelungen im Strafgesetzbuch ist sicher zu stellen, dass Korruptionshandlungen

niedergelassener Vertragsärzte Straftatbestände darstellen.

 Mit entsprechenden gesetzlichen Regelungen ist zu gewährleisten, dass systematische

Falschabrechnungen von Krankenhäusern mit spürbaren Sanktionen geahndet werden.

 Auf Länderebene sollten besonders qualifizierte Schwerpunktstaatsanwaltschaften und

Ermittlungsgruppen bei der Kriminalpolizei zur Verfolgung von Korruption im Gesundheitswesen

errichtet werden.

 Es wird ein besonderer, auf sozialversicherungsrechtliche Sachverhalte abzielender Straftatbestand

geschaffen, der neben dem Vermögen die besondere Stellung der gesetzlichen Krankenversicherung

und der Patientinnen und Patienten schützt.

 Die Stellen zur Bekämpfung von Fehlverhalten sollen als Profit-Center innerhalb der sie tragenden

Organisationen verankert werden, damit der erwünschte personelle Ausbau nicht durch die von der

Koalition geplante Deckelung der Verwaltungskosten der Krankenkassen verhindert wird.

SICHERHEIT

Neuausrichtung der Bundeswehr

Mit den am 27. Mai dem Bundestag vorgestellten Reformplänen für die Bundeswehr hat sich Verteidi-

gungsminister de Maizière von der reformpolitischen Irrfahrt seines Vorgängers gelöst. Er legt ein deutlich

realitätsnäheres Konzept für die Reform der Bundeswehr vor. Die Reform erfolgt nicht mehr ausschließlich

nach Kassenlage, auch eine hinreichende sicherheitspolitische Begründung wird geliefert.

Die Truppenstärke der Berufs- und Zeitsoldaten von 170.000 entspricht weitgehend den Vorstellungen der

SPD. Das vorgestellte Freiwilligenmodell ist jedoch mutlos und nicht akzeptabel. Nur 5.000 Freiwillige ein-

zuplanen bedeutet, dass auf die Kurzzeitdiener als strukturbildendes Element kein Wert gelegt wird. Der

Weg in eine reine Berufsarmee ist vorgezeichnet. Dies entspricht nicht der sozialdemokratischen Vorstel-

lung einer in der Gesellschaft verankerten Bundeswehr. In der Konsequenz ist dies eine Abkehr von der

Förderung des freiwilligen Engagements. Die gesellschaftliche Chance, die Freiwilligkeit in Kooperation mit

den Ländern zu stärken und dafür gemeinsam Anreize zu schaffen, wird leichtfertig verspielt.

Durch die demographische Entwicklung werden auf die Bundeswehr große Nachwuchsprobleme zukom-

men. Umso wichtiger ist es, ein Freiwilligenmodell für Kurzzeitdiener zu entwickeln, das den Arbeitsplatz

Bundeswehr für junge Menschen attraktiv und lukrativ macht. Aus den Kurzzeitdienern wird der Nach-

wuchs der Zeit- und Berufssoldaten von morgen rekrutiert. Von einem derartigen Modell profitieren Staat

und Gesellschaft. Es ist bedauerlich, dass der Verteidigungsminister in dieses für die Gesellschaft so wich-

tige Projekt so wenig investiert.

Die Reduzierung des Personals in den Wehrverwaltungen um nochmals 20.000 Dienstposten ist katastro-

phal. Gerade bei kleiner werdenden Armeen bleibt der Verwaltungsaufwand fast unverändert. Zivilpersonal

kann hier die Soldaten deutlich entlasten.
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Keine klaren Worte des Ministers zur Finanzierung

Am Einsparziel von 8,3 Milliarden Euro soll festgehalten werden, auch wenn der Einsparzeitraum um ein

Jahr verlängert wurde. Wie diese Einsparungen erreicht werden sollen, bleibt weiterhin im Dunkeln. Die

Ausgliederung der Kosten, wie zum Beispiel für den Afghanistan-Einsatz und der Personalkosten, die im

Zuge des Stellenabbaus entstehen, sind keine tatsächlichen Entlastungen. Finanzielle Defizite werden le-

diglich in einen anderen Haushaltsposten geschoben und belasten weiterhin den Gesamthaushalt. Damit

kann das finanzielle Defizit von ungefähr 4,5 Milliarden Euro in der mittelfristigen Finanzplanung nicht auf-

gelöst werden. Ein zwingend notwendiges Attraktivitätsprogramm kann mit diesen scheinbaren Einsparun-

gen nicht auf den Weg gebracht werden.

Die Neustrukturierung des Ministeriums ist nur zum Teil gelungen. Zwar werden Doppelstrukturen abge-

baut und Entscheidungswege kürzer und schneller. Auch die von uns geforderte Stärkung des Generalin-

spekteurs wird angestrebt. Aber die Ausgliederung der Inspekteure aus dem Ministerium ist so nicht nach-

vollziehbar. Wichtiges teilstreitkraftübergreifendes Denken geht verloren. Das Ministerium verliert wichtige

Expertise.

Reform verzögert sich

Die verfehlte Reformpolitik von zu Guttenberg hat es notwendig gemacht, die von ihm getroffenen Re-

formentscheidungen komplett zu überarbeiten. Durch die überhasteten Schnellschüsse des ehemaligen

Ministers hat er die Bundeswehr wie auch seinen Nachfolger völlig ohne Not unter Zugzwang gesetzt. Da-

durch verzögert sich die Reform nun um weitere neun Monate auf insgesamt mehr als zwei Jahre. Dies ist

für die betroffenen Soldatinnen und Soldaten sowie die Zivilbeschäftigten eine Zumutung. Das gleiche gilt

für die Standorte. Dieser Zustand der Unsicherheit muss schnellstmöglich beendet werden.

Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten sind uns bewusst, dass die jetzt eingeleiteten Reformen

in den meisten Bereichen für jede nachfolgende Regierung unumkehrbar sind. Umso mehr bedauern wir,

dass die Bundesregierung bei der Reform keinen parteiübergreifenden Konsens gesucht hat. Dies wird

der gesellschaftlichen Bedeutung der Neuausrichtung der Bundeswehr nicht gerecht. Enttäuschend ist

weiterhin, dass der Minister kein einziges Wort über eine Arbeitsteilung der Streitkräfte innerhalb Europas

verloren hat.

UMW ELT

Kinder- und Jugendlärm auf Spiel- und Bolzplätzen end-

lich regeln

Der Bundestag hat am 26. Mai 2010 in 2./3. Lesung den Regierungsentwurf zur Änderung des Bundes-

Immissionsschutzgesetz beschlossen. In diesem wird klargestellt, dass Kinderlärm in der Regel keine

„schädliche Umwelteinwirkung“ ist und in Wohngebieten toleriert werden muss. Der schwarz-gelbe Ge-

setzentwurf geht auf die Initiative der SPD zurück. Bereits im November 2009 hatte Rheinland-Pfalz eine

kinderfreundliche Bundesratsinitiative auf den Weg gebracht und im März 2010 hatte die SPD-

Bundestagsfraktion einen entsprechenden Antrag (Drs. 17/881) in den Bundestag eingebracht. Grundsätz-

lich begrüßt die SPD-Fraktion, dass Union und FDP sich unserer Haltung angeschlossen haben. Aller-

dings hat Schwarz-Gelb den Lärm, der von Jugendeinrichtungen und Bolzplätzen aus geht, außen vorge-

lassen. Und duckt sich damit vor dem drängenden Problem in Städten und Gemeinden weg.

Kinderlärm führte zur Schließung von Kitas

Der durch kindliches Spielen erzeugte Lärm hat in der jüngeren Vergangenheit zu Klagen von Anwohnern

gegen Kindertageseinrichtungen bzw. gegen erteilte Baugenehmigungen geführt, die in Einzelfällen zur

Schließung dieser Einrichtungen führten. Das gilt in besonderer Weise für Kindertagesstätten in Wohnge-

bieten. Wir wollten mit unserem Antrag verhindern, dass gegen Kindertagesstätten oder Spielplätze in

Wohngebieten erfolgreich geklagt werden kann. Kinder müssen sich in Deutschland auch und gerade in
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Wohngebieten frei entfalten können. Außerdem haben wir gefordert, die bauplanrechtliche Zulässigkeit

von Kindergärten, Kinderspielplätzen und ähnlichen Einrichtungen in reinen Wohngebieten zu verbessern.

Damit haben wir der Bundesregierung einen konkreten Weg aufgezeigt.

Jugendliche bleiben außen vor

Eine von der SPD-Bundestagsfraktion initiierte öffentliche Anhörung zum Thema Lärm machte deutlich,

dass die geladenen Sachverständigen es für notwendig halten, auch für Jugendliche entsprechende Re-

gelungen zu treffen. Denn der Bewegungsdrang von Jugendlichen endet nicht schlagartig mit dem 14. Le-

bensjahr - im Gegenteil.

Deshalb hatte die SPD-Bundestagsfraktion in die parlamentarische Beratung im Umweltausschuss ent-

sprechende Änderungsanträge eingebracht. Damit verfolgten wir die Verbesserung der Situation von Ju-

gendlichen. Nicht nur Kinder, sondern auch Jugendliche brauchen ihren Platz inmitten von Städten und

Gemeinden. Eine künstliche Unterscheidung zwischen dem Verhalten von Kindern und Jugendlichen hal-

ten wir für falsch. Deshalb sah einer unserer Anträge vor, nicht nur Einrichtungen für Kinder, sondern auch

solche für Jugendliche im Bundesimmissionsschutzgesetz gegenüber anderen Lärmquellen zu privilegie-

ren. Außerdem fordern wir die Bundesregierung auf, die dann für Bolzplätze und Sportanlagen maßgebli-

chen Immissionsrichtwerte, die tagsüber in allgemeinen Wohngebieten, Kleinsiedlungsgebieten und reinen

Wohngebieten Anwendung finden, um fünf Dezibel (A) zu erhöhen. Das haben auch Experten in der An-

hörung vorgeschlagen. Durch die Erhöhung der Richtwerte kann ein Großteil der Konflikte vermieden wer-

den, ohne dabei die vom Lärm Betroffenen unverhältnismäßig zu belasten. Die Regierungskoalition hat

ausnahmslos gegen die Anträge gestimmt. Damit hat Schwarz-Gelb bewiesen, wie viel ihnen wirklich an

einer kinderfreundlichen Gesellschaft gelegen ist.

UMW ELT

Weiterentwicklung der Verpackungsverordnung

Bei der Neuausrichtung der Abfallverwertung für mehr Ressourceneffizienz und Klimaschutz ist die Verpa-

ckungsordnung zentral. Mit der fünften Novelle der Verpackungsverordnung ist die Durchführung eines

Planspieles vereinbart worden, um die Folgen der Novelle einzuschätzen und Möglichkeiten zur grundle-

genden Veränderung des Systems zu prüfen.

Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit hat sich bereits vor Beginn des

Planspiels auf zwei Modelle festgelegt und damit andere Optionen zur künftigen Organisation und Finan-

zierung der Verpackungsentsorgung von vornherein ausgeschlossen. Bis zum Jahresende will das Minis-

terium Eckpunkte einer zukünftigen Regelung vorlegen. Weder der Deutsche Bundestag noch der zustän-

dige Ausschuss sollen dabei informiert werden. Wir fordern in unserem Antrag (Drs. 17/5898) die Regie-

rung dazu auf, im Rahmen des derzeit laufenden Planspieles alle vorgeschlagenen Modelle zur Ausgestal-

tung der Wertstofftonne und zur Weiterentwicklung der Verpackungsverordnung zu berücksichtigen. Au-

ßerdem müssen die Ergebnisse des Planspiels im zuständigen Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und

Reaktorsicherheit vorgestellt und eine gemeinsame Diskussion mit Planspielteilnehmern und dem Unter-

ausschuss Kommunales ermöglicht werden.
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VERBRAUCHER

Mehr Information und Transparenz gefordert

Wir brauchen eine gläserne Produktion, eine funktionierende Verbraucherinformation und den Kündi-

gungsschutz für Informanten, damit sich in der Futtermittelbranche wirklich etwas ändert. Wenn die Fut-

termittelbranche weiterhin im Dunkeln arbeiten kann, ist der nächste Lebensmittelskandal vorprogram-

miert.

Leider schützt die Koalition die Futtermittelpanscher, nicht die Verbraucherinnen und Verbraucher. Sie

schlägt vor, dass die Öffentlichkeit von Grenzwertüberschreitungen nichts erfahren soll, solange diese Er-

zeugnisse nicht in den Verkehr gelangen. Die Folge wird sein: Entweder wurde das Dioxin über die Mägen

entsorgt oder wir erfahren davon nichts. Verbraucherschutz sieht anders aus. Zwar sind die vorgelegten

Änderungen des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzes sinnvoll, weshalb wir auch zustimmen werden.

Schwarz-Gelb bleibt aber auf halbem Weg stehen.

Wir fordern deshalb in einem am 26. Mai beratenen Entschließungsantrag (Drs. 17/5959), dass sämtliche

Untersuchungsergebnisse der betrieblichen Eigenkontrollen sowie die staatlichen Untersuchungsergeb-

nisse in einer Datenbank veröffentlicht werden. Dies hat unabhängig davon zu geschehen, ob Grenzwerte

eingehalten oder unterschritten wurden. Nur so können die Behörden im Bedarfsfall rückverfolgen, wo

welche Belastungen herkommen. Bei Grenzwertüberschreitungen müssen die Behörden verpflichtet wer-

den, aktiv zu informieren. Dazu muss die Bundesregierung unverzüglich den Entwurf für die Reform des

Verbraucherinformationsgesetzes vorlegen. Er wurde uns bereits für vergangenen Herbst angekündigt.

VERKEHR

Sicher durch den Straßenverkehr

Mobilität ist eine wichtige Voraussetzung für Fortschritt, Wohlstand, Wachstum und Beschäftigung. Integ-

rierte Verkehrspolitik zielt darauf ab, Mobilität so sicher, umweltfreundlich und sozial gerecht wie möglich

zu gestalten. Dabei muss die Verkehrssicherheit eine hohe Priorität haben. Sie muss finanziell abgesichert

sein und den aktuellen gesellschaftlichen und technologischen Entwicklungen Rechnung tragen.

Ehrenamtliche Arbeit in diesem Bereich soll öffentlich anerkannt und unterstützt werden. In unserem Ant-

rag vom 27. Mai (Drs. 17/5772) fordern wir die Regierung auf, die Verkehrssicherheit durch eine Reihe von

Maßnahmen zu stärken. Die Öffentlichkeitsarbeit für Verkehrsregeln soll vor allem in Kindergärten und

Schulen intensiviert werden. Alkoholmissbrauch im Straßenverkehr muss weiter reduziert werden. Moder-

ne Technologien zur Unfallvermeidung sind zu fördern. Die Wirksamkeit straßenverkehrsrechtlicher Maß-

nahmen soll durch eine erhöhte Kontrolldichte sicher gestellt werden. Gemeinsam mit Ländern und Ge-

meinden soll ein komplettes Radwegnetz sowie ein hindernisfreies und altengerechtes Wegenetz in Ort-

schaften geschaffen werden. Auch ist die Einführung einer Geschwindigkeitsbegrenzung für Fahranfänge-

rinnen und Fahranfänger zu prüfen. Zudem bedarf die Fahrlehrer- und Fahrlehrerinnenausbildung einer

Modernisierung. Die finanzielle Unterstützung der Verkehrssicherheitsarbeit, besonders des Deutschen

Verkehrssicherheitsrats (DVR) und der Deutschen Verkehrswacht (DVW) soll mindestens auf dem bisheri-

gen Niveau fortgeführt werden. Auf europäischer Ebene fordern wir die Regierung auf, sich dafür einzu-

setzen, dass einheitliche Kriterien für bestimmte Reifenarten festgelegt werden.
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WAHLPRÜFUNG

Änderung des Bundeswahlgesetzes

Das Bundesverfassungsgericht hat das negative Stimmgewicht für verfassungswidrig erklärt. Es bewirkt,

dass sich die Zweitstimme eines Wählers negativ auf die Mandatsverteilung der von ihm gewählten Partei

auswirkt. Auch die steigende Zahl von Überhangmandaten verfälscht das Verhältniswahlrecht zunehmend.

Überhangmandate können sogar eine Regierungsmehrheit ermöglichen, die sich nicht auf eine Zweit-

stimmen-Mehrheit stützt. Und schließlich kann das ersatzlose Ausscheiden jedes direkt gewählten Ab-

geordneten aus einem „Überhangland“ zu einem Mehrheitswechsel während der Wahlperiode oder zu ei-

nem Rückwechsel führen.

Um diese Verzerrungen aufzuheben, haben wir einen Gesetzentwurf (Drs. 17/5895) vorgelegt, der am 26.

Mai beraten wurde. Unser Gesetzentwurf sieht vor, Ausgleichsmandate für Überhangmandate einzufüh-

ren. Die Zahl der Abgeordneten würde dadurch soweit angepasst, dass Überhangmandate im Verhältnis

der Parteien zueinander vollständig ausgeglichen werden. Des Weiteren schlagen wir die Wiederbeset-

zung aller frei werdenden Mandate durch Listennachfolger vor. Nachwahlen wollen wir auf ihren unver-

meidlichen Umfang beschränken, indem an die Stelle eines vor der Wahl wegfallenden Wahlkreisbewer-

bers der erste Landeslistenkandidat tritt, der sich nicht in einem Wahlkreis bewirbt.

PRESSEMITTEILUNGEN VON GERNOT ERLER

Mladić: Eine Festnahme, die Wege öffnet 
26.05.11 - 646

Zur Festnahme des mutmaßlichen Kriegsverbrechers Ratko Mladic in Serbien erklärt der stellvertretende
Vorsitzende der SPD-Bundestagsfraktion Gernot Erler:

Endlich. Es hat lange gedauert, bis der Mann jetzt vor Gericht kommt, den die Welt mit Srebrenica und
damit mit dem schlimmsten Massaker der Nachkriegszeit auf europäischem Boden in Verbindung bringt.
Dieser Schritt, der von Präsident Boris Tadic einigen Mut abgefordert hat, öffnet Wege: Für die Angehöri-
gen der nach Tausenden zählenden Opfer als Chance zur Gerechtigkeit. Für Serbien zu einer Beschleu-
nigung der europäischen Optionen. Für den ganzen Westbalkan und darüber hinaus heißt das Signal:
Keiner kann auf Dauer auf Straffreiheit (impunity) rechnen.

Für Belgrad ist es politisch der richtige Moment. Die Selbstisolierung durch die Absage an Obamas Mittel-
und Südosteuropagipfel in Warschau wegen der Kosovo-Beteiligung tritt in den Schatten dieser lange er-
warteten Meldung.

Gernot Erler: „Mutige Vorschläge für neues Ansehen Deutschlands nötig"
SWR2 Tagesgespräch mit Uwe Lueb vor dem G8-Gipfel in Frankreich, 26. Mai 2011

Baden-Baden: Deutschland hat nach Ansicht von SPD-Fraktionsvize Gernot Erler international an Anse-
hen verloren. Im Südwestrundfunk (SWR) sagte Erler, es habe viele falsche Entscheidungen gegeben -
von Libyen über die Eurokrise bis zur Energiepolitik, die „Deutschland nicht wirklich mehr Respekt interna-
tional eingebracht haben". In ihrer Regierungserklärung heute Morgen und auf dem G8-Gipfel in Deauville
selbst könne Bundeskanzlerin Merkel Impulse geben, um neues Ansehen zu gewinnen. „Ich würde mir
zum Beispiel wünschen, dass Deutschland sich in der Frage des arabischen Frühlings an die Spitze setzt
und nun wirklich auch mal mutig über das Normale hinaus gehende Vorschläge macht", so Erler im SWR.
Als Beispiele nannte er den Abbau von Handelsschranken oder die Förderung vor allem junger Menschen
etwa durch Stipendien und Ausbildungsprogramme. „Aber ich befürchte, dass wir nichts davon heute bei
der Regierungserklärung hören werden."
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Wortlaut des Live-Gesprächs:

Lueb: In Frankreich, in Deauville, beginnt heute das Gipfeltreffen der G8, also der alten sieben führenden
Industrienationen plus Russland. Wie oft bei solchen Gipfeltreffen gibt es Themen, die ursprünglich gar
nicht vorgesehen waren, sich dann aber doch auf die Tagesordnung gesetzt haben und nach vorn drän-
gen. Dieses Mal dürfte es die Neubesetzung der Spitze des Internationalen Währungsfonds (IWF) sein.
Frankreichs Finanzministerin Christine Lagarde hat ihre Kandidatur angekündigt. Wäre das eine gute Be-
setzung?

Erler: Es gibt vor allen Dingen dazu keine richtige Alternative - auch zum Beispiel kein deutscher Vor-
schlag, und das markiert auch ein bisschen das Problem vor diesem G8-Treffen. Deutschland hat hier kei-
ne wichtige Rolle mehr und hat auch keine Vorschläge - weder inhaltlicher Art, die besonders beachtet
würden von den anderen Ländern - noch eben im personellen Bereich. Wir haben ja auch noch zu beset-
zen die Europäische Zentralbank, wo Sarkozy sich mit seinem Kandidaten Mario Draghi aus Italien offen-
sichtlich durchsetzen wird, sodass hier sichtbar wird die veränderte Rolle von Deutschland in diesem wich-
tigen Gremium.

Lueb: ´Verändert` - wenn ich Sie richtig verstehe: ´geschwächt`. Bevor Bundeskanzlerin Merkel heute zum
G8-Gipfel reist, gibt sie im Bundestag eine Regierungserklärung dazu ab. Was erwarten Sie von ihr?

Erler: Sie kann gar nicht anders, als auf diesen ganzen Bauchladen mit großem Sortiment einzugehen, der
da in Deauville verhandelt wird. Wir werden sicher etwas hören über deutsche Beiträge zur Stabilisierung
der Länder in dieser arabischen Erhebung am Südrand des Mittelmeers. Man muss etwas hören zu Na-
host, auch zu der Partnerschaft in Afrika. Fukushima wird ein Thema sein und die Frage, wie nukleare Si-
cherheit in Zukunft verbessert werden kann. Eingeladen worden ist auch Präsident Zuma aus Südafrika,
weil die nächste Konferenz zum Klima-Change in Durban stattfinden wird. Und dann haben wir die übli-
chen sicherheitspolitischen Fragen mit Libyen, Syrien, Iran, Afghanistan, Pakistan und dann auch noch die
Lage der Weltwirtschaft. Also, wenn sie das alles in 20 Minuten abhandelt, werden wir wahrscheinlich zu
jedem Thema nur einen Satz hören.

Lueb: Bleiben wir kurz bei Libyen. Deutschland ist ja mit seiner Enthaltung zur Libyen-Resolution im UNO-
Sicherheitsrat international weitgehend auf Unverständnis gestoßen. Hat Deutschland international insge-
samt an Gewicht verloren, oder vielleicht doch nur innerhalb der EU?

Erler: Wenn man das mal vergleicht auch mit dem Gipfel in Heiligendamm vor vier Jahren, wo die Kanzle-
rin Gastgeber war, und wo ihr gehuldigt wurde als eine wichtigste Person der Weltpolitik, dann haben wir
heute wirklich ein völlig anderes Bild. Sie haben vollkommen Recht, diese Libyen-Entscheidung nicht für
den Schutz der Menschen in Benghasi hat Kopfschütteln weltweit hervorgerufen und auch zu einer politi-
schen Isolierung geführt. Aber auch die etwas hastige Antwort Deutschlands auf Fukushima ist internatio-
nal mit Kopfschütteln beantwortet worden. Oder die harte Haltung von Angela Merkel, der Bundeskanzle-
rin, in der Frage der Eurokrise, der Rettungsmaßnahmen für verschiedene Länder. Oder die letzten popu-
listischen Attacken gegen Griechenland und Portugal nach dem Motto ´die arbeiten zu wenig`. Das alles
sind Dinge, die Deutschland nicht wirklich mehr Respekt international eingebracht haben.

Lueb: Was muss Deutschland tun, was muss die Bundesregierung tun, um diesen Prozess vielleicht wie-
der umzukehren, um international wieder zu mehr Ansehen zu gelangen?

Erler: Ich würde mir zum Beispiel wünschen, dass Deutschland sich in dieser Frage des arabischen Früh-
lings an die Spitze setzt, und nun wirklich auch mal mutig über das Normale hinausgehende Vorschläge
macht. Also, dass die zuständigen Banken vom IWF über die Weltbank bis zur EBRD, der Europäischen
Bank für Wiederaufbau, dass da etwas gemacht wird und dass da Kredite zur Verfügung gestellt werden,
das ist das Normale. Aber wo bleibt mal etwas, was etwas Besonderes wäre. Zum Beispiel, dass man
sagt, jawohl, wir lassen mehr Produkte aus Nordafrika auch rein in die EU, also wir senken Handels-
schranken, wir öffnen unsere Märkte. Oder, wo ist ein Angebot, dass man sagt, wir machen ein umfassen-
des Bildungs- und Weiterbildungs- und Ausbildungs-Angebot und vergeben auch Stipendien an die jungen
Leute. Wir wissen ja, welche Rolle die jungen Leute in der afrikanischen Erhebung, der arabischen Erhe-
bung, gespielt haben und dass die Zukunftsaussichtslosigkeit da eine wichtige Rolle gespielt hat. Was
könnte man Besseres machen als da, oder vielleicht auch den Arbeitsmarkt ein Stück weit zumindest für
bestimmte Kontingente zu öffnen. Aber ich befürchte, dass wir nichts davon heute bei der Regierungser-
klärung hören werden.
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„Arabischer Frühling“: Die USA handeln, Europa zaudert
20.05.11 - 599

Zur Rede von US-Präsident Obama zur Lage im Nahen Osten und in Nordafrika erklärt der stellvertreten-
de Vorsitzende der SPD-Bundestagsfraktion Gernot Erler:

Barack Obama hat ein wichtiges Signal zur Unterstützung der Freiheitsbewegungen in Nordafrika und im
Nahen und Mittleren Osten gegeben: Schuldenerlass, Geld für Bildung und Jobs. Sollten Obamas Ankün-
digungen umgesetzt werden, könnte dies den in die Defensive gedrängten Protestbewegungen mögli-
cherweise zu neuem Schwung verhelfen.

Gerade jetzt kommt es darauf an, dass der "arabische Frühling" nicht versandet. Eine Renaissance auto-
kratischer Regime wäre ein fatales Signal für alle Freiheitsbewegungen in der Region. Deutschland und
Europa haben sich bislang nur zögerlich zu einer aktiven Unterstützung der Demokratiebewegungen
durchringen können. Mehr Entschlossenheit und tatkräftigeres Engagement wären dringend erforderlich.

Obamas Ankündigungen zur Überwindung des israelisch-palästinensischen Konflikts machen deutlich,
dass die USA an der Zwei-Staaten-Lösung festhalten. Dies ist vor dem heutigen Auftritt von Ministerpräsi-
dent Netanyahu ein wichtiges Signal.

Israel und die Palästinenser müssen alles daran setzen, den festgefahrenen Friedensprozess wieder in
Gang zu bringen. Andernfalls droht eine erneute Zuspitzung der Lage, wie wir sie andeutungsweise be-
reits vor einigen Tagen an der israelisch-syrischen Grenze beobachten konnten.

Das Zeitfenster, in dem auf dem Verhandlungsweg Lösungen gefunden werden können, droht sich allmäh-
lich wieder zu schließen. Eine dritte Intifada wäre aber das Letzte, was den Palästinensern helfen und Is-
raels Sicherheit stärken würde. Aus Berlin ist hierzu nicht viel zu hören. Vermutlich interessiert sich in der
Welt auch niemand wirklich dafür, was Außenminister Westerwelle zu diesem Konflikt denkt.

TERMINE

Dienstag, 31. Mai 2011

forUN Forum United Nations
DGVN Hochschulgruppe Universität Freiburg lädt ein:

VORTRAG

Auf dem Weg zu "Global Zero"?
Abrüstungschancen nach dem START-Vertrag

mit Gernot Erler MdB
Stellvertretender Vorsitzender der SPD-Bundestagsfraktion

2010 unterzeichneten die USA und Russland den New-START-Vertrag zur Reduzie-
rung von Angriffswaffen. Gleichzeitig betreten mit dem Iran und Nordkorea zwei neue
Atommächte die Weltbühne. Wie soll Europa auf die neue Situation reagieren? Bedeu-
tet selbstverordnete Abrüstung Verlust an eigener Sicherheit? Darüber wollen wir mit
Gernot Erler diskutieren.

Termin: Dienstag, 31. Mai 2011
Ort: Hörsaal 2004, KG II der Universität Freiburg
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Mittwoch, 22. Juni 2011

West-Ost-Gesellschaft Südbaden e. V.
Gegen Vergessen – Für Demokratie

Herzliche Einladung zu einer
Vortrags- und Diskussionsveranstaltung

70 Jahre nach dem Überfall auf die Sowjetunion

Programm:

 Monika Rappenecker, Katholische Akademie
Begrüßung

 Prof. Dr. Wolfram Wette, Universität Freiburg
Vortrag: Der Vernichtungskrieg des Deutschen Reiches gegen die Sow-
jetunion 1941-1945. Ideologische Voraussetzungen – Kriegsrealität –
Folgen

 Dr. h. c. Gernot Erler, MdB, Staatsminister a. D., Vorsitzender WOG
Vortrag: 70 Jahre danach: Das Verhältnis von Deutschland und Russ-
land auf neuen Wegen

 Diskussion

 Schlusswort: Prof. Dr. Wolfram Wette

 Gespräche bei einem Glas Wein (Empfang)

Vor genau 70 Jahren, am 22. Juni 1941, begann der Vernichtungskrieg des
Deutschen Reiches gegen die Sowjetunion. Fast fünf Jahre lang schlug dieser
Krieg so tiefe Wunden in allen beteiligten Ländern, dass diese heute noch sich-
tbar und unvergessen sind, bis im Mai 1945 die rote Flagge über dem Berliner
Reichstag das Ende ankündigte. Der Jahrestag mahnt uns, sich dem Gesche-
henen zu stellen, zu versuchen, es zu verstehen. Aber sieben Jahrzehnte spä-
ter gibt es für beide Länder auch wieder eine Zukunft voller gemeinsamer He-
rausforderungen und Chancen. Auch darüber soll berichtet und diskutiert wer-
den.

Zeit: Mittwoch, 22. Juni 2011, 19 Uhr
Ort: Katholische Akademie Freiburg, Wintererstr. 1, Freiburg


